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Kreis Lippe 
 
391 22. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 22. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 

Donnerstag, den 26.09.2013, um 15.30 Uhr 
 

im Feuerwehrausbildungszentrum des Kreises Lippe, 
Blomberger Weg 60, 32657 Lemgo, 

 
Raum Velmerstot/Grotenburg 

statt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Evtl. Zusätze: 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 09.08.2013 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Barntrup 
 
392 Wahlbekanntmachung der Stadt Barntrup 
 
1. Am 22. September 2013 findet die 

 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
 
statt.  
 
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

 
2. Die Stadt Barntrup, die zum Wahlkreis 135  Lippe I  ge-

hört, ist in 14 allgemeine Wahlbezirke – der Wahlbezirk 
120 in die Stimmbezirke 121 und 122 -eingeteilt:  

 
Nr. des  
Wahlbezirks 

Ortsteil Bezeichnung und Lage 
des Wahlraumes 

   
010 Alverdissen von Haxthausen-Schule 

Teilstandort Alverdissen 
Herrengarten 4 

020 Alverdissen von Haxthausen-Schule 
Teilstandort Alverdissen 
Herrengarten 4 

030 Alverdissen von Haxthausen-Schule 
Teilstandort Alverdissen 
Herrengarten 4 

040 Barntrup Haus der Begegnung  
Amselweg 1  

050 Barntrup  Haus der Begegnung  
Amselweg 1  

060 Barntrup  Städtisches Gymnasium 
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

070 Barntrup  Städtisches Gymnasium 
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

080 Barntrup  Städtisches Gymnasium 
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

090 Barntrup  Städtisches Gymnasium  
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

100 Barntrup  Städtisches Gymnasium 
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

110 Barntrup  Städtisches Gymnasium  
Barntrup  
Eingang Holstenkamp  

120 
Stimm-
bezirk 
12.1 

Selbeck Gasthof Zur Erholung  
Inh. Kaniewski-Lentzel  
Detmolder Str. 24 

120 
Stimm-
bezirk 
12.2 

Sommersell Gaststätte Gelhaus  
Kreuzstr. 4 

130 Sonneborn Bürgerhaus Sonneborn  
Höhenstücksweg 5 

140 Sonneborn Bürgerhaus Sonneborn  
Höhenstücksweg 5  

 
 
 
 

 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-
tigten in der Zeit vom  
19. August 2013 bis 01. September 2013 zugestellt 
werden, sind der Wahlbezirk/Stimmbezirk und der 
Wahlraum angegeben, in dem die/der Wahlberechtigte 
wählen kann.   

 
Die Abgrenzung der Wahlbezirke kann in einem Stadt-
plan und in einem Straßenverzeichnis während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im Wahlamt der Stadt Barn-
trup, Zimmer 9, Rathaus, Mittelstraße 38, 32683 Barn-
trup, eingesehen werden. 
 
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Brief-
wahlergebnisses um 15.00 Uhr im Städtischen Gymna-
sium Barntrup zusammen, und zwar der   
 
Briefwahlvorstand I – Briefwahlbezirk 900, Raum West 
1, Große Twete 5, Barntrup, für die Wahlbriefe aus den 
Wahlbezirken 010 - 070,  
 
Briefwahlvorstand II – Briefwahlbezirk 901, Raum West 
2, Große Twete 5, Barntrup, für die Wahlbriefe aus den 
Wahlbezirken 080 - 140.   

 
3. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 

Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis 
sie/er eingetragen ist. 

 
Die Wählerinnen/Wähler haben die Wahlbenachrichti-
gung und ihren Personalausweis oder Reisepass zur 
Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede Wäh-
lerin/jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahlraumes 
einen Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jede Wählerin/jeder Wähler hat eine Erststimme 
und eine Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer 
 

a)  für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 
die Namen der Bewerberinnen/Bewerber der zu-
gelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe 
der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen außerdem das Kennwort und rechts von 
dem Namen jeder Bewerberin/ jedes Bewerbers 
einen Kreis für die Kennzeichnung, 

 
b)   für die Wahl nach Landeslisten in blauem 

Druck die Bezeichnung 
   der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 

verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen 
der ersten fünf Bewerberinnen/Bewerber der zu-
gelassenen Landeslisten und links von der Partei-
bezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
Die Wählerin/ der Wähler gibt ihre/seine Erststimme in 
der Weise ab,  
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dass sie/er auf dem linken Teil des Stimmzettels 
(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Bewerberin/welchem  Bewerber sie gel-
ten soll,  

 
und ihre/seine Zweitstimme in der Weise,  

 
dass sie/er auf dem rechten Teil des Stimmzettels 
(Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, wel-
cher Landesliste sie gelten soll. 
 
Der Stimmzettel muss von der Wählerin /dem Wähler in 
einer Wahlzelle des Wahlraumes oder in einem beson-
deren Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise 
gefaltet werden, dass ihre/seine Stimmabgabe nicht er-
kennbar ist. 
 

4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jeder-
mann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des 
Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
5.  Wählerinnen/Wähler die einen Wahlschein haben, kön-

nen an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein 
ausgestellt ist, 

 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-

zirk dieses Wahlkreises oder 
 
b) durch Briefwahl  
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 
Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag beschaffen und ihren/seinen Wahl-
brief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimm-
zettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angege-
benen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahl-
tage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch 
bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

6. Jede/r Wahlberechtigte kann ihr/sein Wahlrecht nur ein-
mal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bun-
deswahlgesetzes). 

 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 
 

Barntrup, den 20. August 2013 
 
Stadt Barntrup  
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle  

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Blomberg 
 
393 Wahlbekanntmachung der Stadt Blomberg  
 
1. Am 22.September 2013 findet die Wahl zum  
 

18. Deutschen Bundestag 
 
statt. Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Gemeinde ist in 27 allgemeine Stimmbezirke einge-
teilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahl-berechtigten 
in der Zeit vom 19. August 2013 bis  
01. September 2013 übersandt worden sind, sind der 
Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der 
Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahl-raum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wähler-verzeichnis er ein-
getragen ist. 
 
Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren 
Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abge-geben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler er-
hält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel aus-
gehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweit-stimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Na-
men der Bewerber der zugelassenen Kreis-wahlvorschläge 
unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
außerdem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes 
Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung, 
 
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Be-
zeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten 
fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links 
von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Erststimme in der Weise ab,  

 
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarz-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Be-
werber sie gelten soll  

 
und seine Zweitstimme in der Weise ab,  
 

dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blau-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Lan-
desliste sie gelten soll. 

 

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahl-kabine 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum 
gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass 
seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Fest-stellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-bezirk 
dieses Wahlkreises oder 
 
b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Ge-
meindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahl-
briefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (im ver-schlossenen Stimmzettelumschlag) 
und dem unter-schriebenen Wahlschein so rechtzeitig der 
auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, 
dass er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. Der Wahlbrief kann auch bei der ange-gebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 14.00 Uhr im Briefwahl-lokal Altes Amtsge-
richt, Am Martiniturm 1, Zimmer 7, 32825 Blomberg zu-
sammen. 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahl-
gesetzes).  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetz-
buches). 
 
Stadt Blomberg den 04. Juli 2013  
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Stodieck 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Detmold 
 
394 Wahlbekanntmachung der Stadt Detmold 
 
1. Am 22. September 2013 
 

findet die  
 

Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
 

statt. 
 

Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Detmold gehört zum Wahlkreis 136 (Höxter-

Lippe II) und ist in 56 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. 
 

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-
tigten in der Zeit vom 19. August bis 01. September 
2013 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und 
der Wahlraum angegeben, in dem die/der Wahlberech-
tigte zu wählen hat. 
 
Die 9 Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des 
Briefwahlergebnisses um 16.00 Uhr im Rathaus am 
Markt, Marktplatz 5, 32756 Detmold zusammen. Die 
Ergebnisermittlung ist öffentlich. 

 
3. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 

Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis 
sie/er eingetragen ist.  

 
Die Wähler/innen haben die Wahlbenachrichtigung 
und ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede/r 
Wähler/in erhält bei Betreten des Wahlraumes einen 
Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jede/r Wähler/in hat eine Erststimme und eine 
Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer: 

 
1. für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerber/innen der zugelassenen 
Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch die-
se, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem 
das Kennwort und rechts von dem Namen je-
des/jeder Bewerbers/Bewerberin einen Kreis für die 
Kennzeichnung. 

 
2. für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck 

die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese, und jeweils 
die Namen der ersten fünf Bewerber/innen der zu-
gelassenen Landeslisten und links von der Partei-
bezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 
 
 

 
Der/die Wähler/in gibt  
 
seine/ihre Erststimme in der Weise ab,  

 
dass er/sie auf dem linken Teil des Stimmzettels  
(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welchem Bewerber sie gelten soll, 

 
und seine/ihre Zweitstimme in der Weise,  

 
dass er/sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels  
(Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 
 

Der Stimmzettel muss vom Wähler/von der Wählerin in 
einer Wahlzelle des Wahlraumes oder in einem beson-
deren Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise 
gefaltet werden, dass ihre/seine Stimmabgabe nicht er-
kennbar ist. Behinderte Wähler/innen können sich bei 
der Wahlhandlung einer Hilfsperson bedienen. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 

Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Je-
de/r hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des 
Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
5. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an 

der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausge-
stellt ist,  

 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-

zirk dieses Wahlkreises oder  
b) durch Briefwahl 

 
teilnehmen. 

 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 
Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag (blau) sowie einen amt-
lichen Wahlbriefumschlag (rot) beschaffen und seinen 
Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen 
Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefum-
schlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spä-
testens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahl-
brief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben 
werden.  

 
6. Jede/r Wahlberechtigte kann ihr/sein Wahlrecht nur 

einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 

 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
Detmold, den 29. August 2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
395 Wahlbekanntmachung der Gemeinde Extertal 
 
1. Am 22. September 2013 findet die Wahl zum 

18. Deutschen Bundestag statt. 
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 

 
2. Die Gemeinde ist in 15 allgemeine Wahlbezirke 

eingeteilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlbe-
rechtigten in der Zeit vom 19.08. bis 01.09.2013 
übersandt werden, sind der Wahlbezirk und der 
Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtig-
te zu wählen hat. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des 
Briefwahlergebnisses um 15.00 Uhr in Extertal-
Bösingfeld, Mittelstraße 35 (Rathaus zwei), Zim-
mer 04, Obergeschoss, zusammen. 

 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum 

des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis er eingetragen ist. 

 
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und 
ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abge-
geben werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder 
Wähler erhält bei Betreten des Wahlraums einen 
Stimmzettel ausgehändigt.  
 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweit-
stimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer 
 
a)   für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 
      die Namen der Bewerber der zugelassenen 
      Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, 
      sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
      auch dieser, bei anderen Kreiswahlvor- 
      schlägen außerdem des Kennworts und rechts 
      von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis 
      für die Kennzeichnung. 
 
b)   für die Wahl nach Landeslisten in blauem 

Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch 

      dieser, und jeweils die Namen der ersten fünf 
      Bewerber der zugelassenen Landeslisten und 

links von der Parteibezeichnung einen Kreis 
für die Kennzeichnung. 

 
Der Wähler gibt 
 
 
 
 
 
 

 
seine Erststimme in der Weise ab, 
 

dass er auf dem linken Teil des Stimm-
zettels (Schwarzdruck) durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, wel-
chem Bewerber sie gelten soll, 

 
und seine Zweitstimme in der Weise, 
 

dass er auf dem rechten Teil des Stimm-
zettels (Blaudruck) durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll. 

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahl-
zelle des Wahlraums oder in einem besonderen 
Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise ge-
faltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht er-
kennbar ist. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 

Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öf-
fentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne 
Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an 
der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein 
ausgestellt ist, 
a)   durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl- 
       bezirk dieses Wahlkreises oder 
b)   durch Briefwahl 
teilnehmen. 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von 
der Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzet-
tel, einen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie 
einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im 
verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem 
unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig an die 
Gemeinde Extertal, Mittelstraße 35, 32699 Exter-
tal, übersenden, dass er dort spätestens am Wahl-
tage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann 
auch bei der Gemeinde Extertal, Mittelstraße 35 
(im Rathaus zwei, Zimmer 03, Obergeschoss), 
32699 Extertal, abgegeben werden. 

6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur 
einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 
des Bundeswahlgesetzes). 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Er-
gebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis 
verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist straf-
bar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 
 

Extertal, 30.08.2013 
 
Gemeinde Extertal  
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
(Hoppenberg) 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
396 Wahlbekanntmachung der Stadt Horn-Bad 

Meinberg 
 
1. Am 22. September 2013 findet die  
 
 Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
 
 statt. 
 
 Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Horn-Bad Meinberg ist in 16 allgemeine 

Wahlbezirke eingeteilt. 
 
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-

tigten in der Zeit vom 19.08.2013 bis 01.09.2013 über-
sandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahl-
raum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu wäh-
len hat. 

 
 Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Brief-

wahlergebnisses am Wahltag um 15.00 Uhr im Rathaus 
der Stadt Horn-Bad Meinberg, Marktplatz 4, 32805 
Horn-Bad Meinberg, zusammen. 

 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 

Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist.  

 
 Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ih-

ren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzu-
bringen. 

 
 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 

werden. 
 
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wäh-

ler erhält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimm-
zettel ausgehändigt. 

 
 Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweit-

stimme. 
 
 Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 

Nummer 
 
 a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerber der zugelassenen Kreis-
wahlvorschläge unter Angabe der Partei, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwendet, auch dieser, bei 
anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem das 
Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung, 

 
 b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck 

die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils 
die Namen der ersten fünf Bewerber der zugelasse-
nen Landeslisten und links von der Parteibezeich-
nung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 
 
 
 

 
 Der Wähler gibt 
 
 seine Erststimme in der Weise ab, 
 
  dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels 

(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welchem Bewerber sie gelten soll, 

 
 und seine Zweitstimme in der Weise, 
 
 dass er auf dem rechten Teil des Stimm-

zettels (Blaudruck) durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll. 

 
 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlzelle 

des Wahlraumes oder in einem besonderen Neben-
raum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, 
dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-

handlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jeder-
mann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des 
Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 

Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt 
ist, 

 
 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-

bezirk dieses Wahlkreises oder 
 
 b) durch Briefwahl 
 
 teilnehmen. 
 
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 

Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettel-
umschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so 
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag ange-
gebenen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann 
auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 

und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundes-
wahlgesetzes). 

 
 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 

einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107 a 
Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
Horn-Bad Meinberg, den 2. September 2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Lage 
 
397 Wahlbekanntmachung 

 
1. Am 22. September 2013 findet die Wahl zum 18. 

Deutschen Bundestag statt. Die Wahl dauert von 8 
bis 18 Uhr. 

 
2. Die Stadt Lage ist in folgende Wahl-/Stimmbezirke 

eingeteilt: 
 

Wahl-
bezirk/- 
Stimm-
bezirk- 
Nr. 

Bezeichnung 
des Wahlbezirks/ 
Stimmbezirks 

Bezeichnung des 
Wahlraums 

010 Maßbruch I Hauptschule Maß-
bruch 

020 Maßbruch II Hauptschule Maß-
bruch 

030 Maßbruch III Hauptschule Maß-
bruch 

040 Kernstadt I Grundschule Lage 
050 Kernstadt II Grundschule Lage 
060 Bürgerhaus Bürgerhaus 
070 Kindertagesstätte 

Jahnplatz  
Kindertagesstätte 
Jahnplatz 

080 Heiden Grundschule Heiden 
090 Ehrentrup I Grundschule Eh-

rentrup 
101 Ehrentrup II Grundschule Eh-

rentrup 
102 Ehrentrup/ 

Wissentrup 
Sporthaus Wissen-
trup 

110 Müssen I Grundschulver-
bundHörste-
Müssen, Standort 
Müssen 

120 Müssen II Grundschulver-
bundHörste-
Müssen, Standort 
Müssen  

130 Hörste I Grundschulver-
bundHörste-
Müssen, Standort 
Hörste 

140 Hörste II Grundschulver-
bundHörste-
Müssen, Standort 
Hörste 

150 Billinghausen ehem. Grundschule 
Billinghausen 

160 Kachtenhausen I Grundschule Kach-
tenhausen 

171 Kachtenhausen II Grundschule Kach-
tenhausen 

172 Ohrsen/ 
Ehlenbruch/ 
Pottenhausen/ 
Kachtenhausen 

Irmela-Wendt-
Schule 

180 Waddenhausen Grundschule Wad-
denhausen 

190 Hagen Albert-Schweitzer-
Schule 

200 Hardissen Grundschule Har-
dissen 

 
3. In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-

tigten im Rahmen der gesetzlichen Frist des § 19 der 
Bundeswahlordnung (BWO) zustellt worden sind, sind 
der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem 
der Wahlberechtigte zu wählen hat.  
 
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des 
Briefwahlergebnisses um 14:00 Uhr im Rathaus I, 
Lange Str. 72,  
- Raum Horsham, 
- Zimmer 27 und 
- Zimmer 29 
zusammen.  
 
Jede wahlberechtigte Person kann nur in dem Wahl-
raum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis sie eingetragen ist.  
 
Die Wähler und Wählerinnen haben ihre Wahlbenach-
richtigung und einen amtlichen Personalausweis 
oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.  
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgege-
ben werden.  
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wäh-
ler und jede Wählerin erhält bei Betreten des Wahl-
raumes einen Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jeder Wähler und jede Wählerin hat eine Erststimme 
und eine Zweitstimme.  
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer 
 
a)  für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerber und Bewerberinnen 
der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter An-
gabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen außerdem des Kennworts und rechts 
von dem Namen jedes Bewerbers und jeder Be-
werberin einen Kreis für die Kennzeichnung, 
 

b)  für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck 
die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, und 
jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber oder 
Bewerberinnen der zugelassenen Landeslisten 
und links von der Parteibezeichnung einen Kreis 
für die Kennzeichnung.  

 
Die wählende Person gibt  
 
ihre Erststimme in der Weise ab,  

dass sie auf dem linken Teil des Stimmzettels 
(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetz-
tes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kennt-
lich macht, welchem Bewerber oder welcher Be-
werberin sie gelten soll,  

 
und ihre Zweitstimme in der Weise ab, 

dass sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels 
(Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Landesliste sie gelten soll.  
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Der Stimmzettel muss von der wählenden Person in 
einer Wahlzelle des Wahlraums oder in einem beson-
deren Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise 
gefaltet werden, dass ihre Stimmabgabe nicht erkenn-
bar ist.  
 

4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 
Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. 
Jede Person hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchti-
gung des Wahlgeschäfts möglich ist.  
 

5. Wähler und Wählerinnen, die einen Wahlschein ha-
ben, können an der Wahl im Wahlkreis, in dem der 
Wahlschein ausgestellt ist, 
a)  durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-

zirk dieses Wahlkreises  
oder  

b)  durch Briefwahl 
teilnehmen.  
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 
Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettel-
umschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so 
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebe-
nen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahl-
tag bis 18:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch 
bei der angegebenen Stelle abgegeben werden.  
 

6. Jede wahlberechtigte Person kann ihr Wahlrecht nur 
einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb-
nis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft; der Versuch ist strafbar (§ 107 
a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches).  
 
Lage,  2. September 2013 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
398 Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der 

Stadt Lage für das Haushaltsjahr 2013 
 

Aufgrund des § 81 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen 
Fassung hat der Rat der Stadt Lage mit Beschluss vom 
11.07.2013 folgende Nachtragssatzung zur Haushaltssat-
zung vom 13.12.2012 erlassen: 
 

§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 

 
 

 
die  

bisherigen  
festgesetzten 

Gesamtbeträge 
 
 

 
 

EUR 

 
 
 

erhöht  
um 

 
 
 
 

EUR 

 
 
 

vermin-
dert  
um 

 
 
 
 

EUR 

 
und damit  

der  
Gesamtbetrag  

des  
Haushaltsplans 

 einschl.  
Nachträge  

festgesetzt auf 
EUR 

 
Ergebnisplan 
Erträge 
Aufwendungen 
 

 
 

61.857.390 
65.747.985 

 
 

672.000 
385.000 

 
 

--- 
--- 

 
 

62.529.390 
66.132.985 

 
Finanzplan 
aus der laufen-
den Verwal-
tungstätigkeit: 
 
Einzahlungen  
Auszahlungen 
 
aus der Investiti-
onstätigkeit: 
 
Einzahlungen  
Auszahlungen 
 
aus der Finanzie-
rungstätigkeit: 
 
Einzahlungen 
Auszahlungen 
 

 
 
 
 
 
 

58.883.940 
61.361.135 

 
 
 
 

5.772.300 
7.037.650 

 
 
 
 

14.804.000 
12.160.000 

 

 
 

 
 
 
 

--- 
320.750 

 
 
 
 

--- 
16.662.000 

 
 
 
 

16.662.000 
--- 

 
 

 
 
 

 
--- 
--- 
 
 
 
 

--- 
--- 
 
 
 
 

--- 
--- 

 
 

 
 
 
 

58.883.940 
61.681.885 

 
 
 
 

5.772.300 
23.699.650 

 
 
 
 

31.466.000 
12.160.000 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für die In-
vestitionen erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung in Höhe von 3.670.000 EUR um 16.662.000 
EUR erhöht und damit auf 20.332.000  EUR festgesetzt.  

 
§ 3 

 
Der bisherige festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitions-
auszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird nicht 
verändert.  
 

§ 4 
 
Die bisher festgesetzte Inanspruchnahme der Ausgleichs-
rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplans wird nicht ge-
ändert. 
 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 
3.575.141,89 EUR um   287.000 EUR verringert und damit 
auf 3.288.141,89 EUR festgesetzt.  
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§ 5 

 
Der bisher festgesetzte Höchstbetrag der Kredite zur Liqui-
ditätssicherung wird nicht geändert. 
 

§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden nicht ge-
ändert. 
 

§ 7 
 

Das auf der Basis des Haushaltsplans 2013 fortgeschrie-
bene Haushaltssicherungskonzept 2010-2015 der Stadt 
Lage wird nicht geändert. 
 

§ 8 
 

Die Regelungen zu über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie zu Deckungsvermerken 
werden nicht geändert. 
 

§ 9 
 

Die Wertgrenze für Investitionen nach § 4 Abs.4 Satz 2 
Gemeindehaushaltsverordnung NRW wird nicht geändert. 
 

§ 10 
 

Die Regelungen zu den Stellenplanvermerken werden nicht 
geändert. 
 
Bekanntmachung der Nachtragssatzung  
 
Die vorstehende Nachtragssatzung für das Haushaltsjahr 
2013 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Nach-
tragssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß §§ 81 Abs.1 S.2 
in Verbindung mit 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des 
Kreises Lippe in Detmold als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde mit Schreiben vom 02.08.2013 angezeigt 
worden. 
 
Die Zustimmung, dass das am 21.01.2013 nach § 76 GO 
genehmigte fortgeschriebene Haushaltssicherungskonzept 
2010 nicht zu ändern ist, wurde vom Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfü-
gung vom 09.08.2013 erteilt. 
 
Die Nachtragssatzung wird während der allgemeinen Öff-
nungszeiten (montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 12.00 
Uhr, außerdem montags von 14.00 Uhr bis 16.30 Uhr und 
donnerstags von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr) im Fachteam 
Zentrale Finanzbuchhaltung, Beteiligungen der Stadt Lage, 
Bergstraße 6 (City-Center, 1. OG), Büro 408, bis zur Fest-
stellung des dem Haushaltsjahr folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Hinweis  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei  
 die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Lage, den 2. September 2013 
 
 
gez. C. Liebrecht 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
399 Wahlbekanntmachung der Stadt Lemgo 
 
 
2. Am 22. September 2013 findet die Wahl zum 18. 

Deutschen Bundestag statt. 
 
 Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
3. Die Alte Hansestadt Lemgo gehört zum Wahlkreis 135 

(Lippe I) und ist in 23 allgemeine Wahlbezirke eingeteilt. 
 

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-
tigten in der Zeit vom 19. August bis 01. September 
2013 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und 
der Wahlraum angegeben, in dem die/der Wahlberech-
tigte zu wählen hat. 
 
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Brief-
wahlergebnisses am Wahltag um 13.00 Uhr in Lemgo, 
Rathaus, Marktplatz 1, Großer Sitzungssaal, Alte Rats-
stube und Neue Ratsstube, 32657 Lemgo, zusammen. 
Die Ergebnisermittlung ist öffentlich. 

 
4. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 

Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis 
sie/er eingetragen ist.  

 
Die Wähler/innen haben die Wahlbenachrichtigung 
und ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede/r 
Wählerin erhält bei Betreten des Wahlraumes einen 
Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jede/r Wähler/in hat eine Erststimme und eine 
Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer: 

 
2. für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerber/innen der zugelassenen 
Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch die-
ser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außerdem 
des Kennworts und rechts von dem Namen jedes 
Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
3. für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck 

die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch dieser, und jeweils 
die Namen der ersten fünf Bewerber/innen der zu-
gelassenen Landeslisten und links von der Partei-
bezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 
 
 
 
 
 

 
Der/die Wähler/in gibt  
 
seine/ihre Erststimme in der Weise ab,  

 
dass er/sie auf dem linken Teil des Stimmzettels  
(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welchem/welcher Bewerber/in sie gelten soll, 

 
und seine/ihre Zweitstimme in der Weise,  

 
dass er/sie auf dem rechten Teil des Stimmzettels  
(Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 
 

Der Stimmzettel muss vom Wähler/von der Wählerin in 
einer Wahlkabine des Wahlraumes oder in einem be-
sonderen Nebenraum gekennzeichnet und in der Weise 
gefaltet werden, dass ihre/seine Stimmabgabe nicht er-
kennbar ist. Behinderte Wähler/innen können sich bei 
der Wahlhandlung einer Hilfsperson bedienen. 

 
5. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 

Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Je-
dermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung 
des Wahlgeschäfts möglich ist. 

 
6. Wähler/innen, die einen Wahlschein haben, können an 

der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausge-
stellt ist,  

 
c) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-

zirk dieses Wahlkreises oder  
d) durch Briefwahl 

 
teilnehmen. 

 
Wer durch Briefwahl wählen will, kennzeichnet persön-
lich den mit dem Wahlschein übersandten amtlichen 
Stimmzettel, legt diesen in den amtlichen blauen 
Stimmzettelumschlag, der zu verschließen ist, unter-
zeichnet die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versi-
cherung an Eides Statt, steckt den unterschriebenen 
sowie mit Ort und Datum versehenen Wahlschein und 
den verschlossenen blauen Stimmzettelumschlag in 
den amtlichen roten Wahlbriefumschlag und verschließt 
diesen. 
 
Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage, 22. Septem-
ber 2013 bis 18.00 Uhr eingeht. Er kann auch bei der 
auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben 
werden. 

 
7. Jede/r Wahlberechtigte kann ihr/sein Wahlrecht nur 

einmal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 
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Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
Lemgo, 10. September 2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
Gez. 
 
 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
 
 
 
400 Bekanntmachung Bürgerentscheid in der Alten 

Hansestadt Lemgo vom 14. August 2013 bis 
zum 27. August 2013 

 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat in seiner Sitzung 
am 02.09.2013 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo stellt gemäß § 34 
Abs. 1 der Satzung für die Durchführung von Bürgerent-
scheiden im Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo vom 
06.05.2005 das folgende Ergebnis des Bürgerentscheids 
zur Frage: „Soll der Standort Schultwete 5 in Lemgo (Ost-
schule) als öffentlicher Grundschulstandort im Verbund mit 
der Grundschule Brake erhalten bleiben?“, der im Abstim-
mungszeitraum vom 14. – 27.08.2013 stattfand, fest: 
 
Abstimmungsberechtigte Bürgerinnen und Bürger: 33.461 
Zustimmungsquorum 20 %: 6.693 
Abgestimmt haben: 6.666 
Gültige Stimmen: 6.627 
 
JA-Stimmen   4.030 60,81 % 
NEIN-Stimmen   2.597 39,19 % 
 
Nach § 26 Abs. 7 GO NRW und § 34 Abs. 2 der Satzung 
ist die Frage in dem Sinne entschieden, in dem sie von der 
Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern 
diese Mehrheit mindestens 20 vom Hundert der Bürger be-
trägt. Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein be-
antwortet. 
 
Die Frage ist mit der Mehrheit der gültigen Stimmen mit JA 
beantwortet. Das Zustimmungsquorum von 20 % ist jedoch 
nicht erreicht worden. 
 
Ergebnis des Bürgerentscheids: 
 
Der Standort Schultwete 5 in Lemgo (Ostschule) bleibt 
als öffentlicher Grundschulstandort im Verbund mit 
der Grundschule Brake nicht erhalten. 
 
Lemgo, 03. September 2013 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister als Abstimmungsleiter 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Lügde 
 
401 Wahlbekanntmachung der Stadt Lügde 
 
1. Am 22. September 2013 findet die Wahl zum 
18. Deutschen Bundestag statt. Die Wahl dauert von 
8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Gemeinde ist in 14 allgemeine Wahlbezirke einge-
teilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten 
in der Zeit vom 19.08.2013 bis 01.09.2013 übersandt wor-
den sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem der Wahlberechtigte zu wählen hat. 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 14:00 Uhr in Rathaus Lügde, Am Markt 1, 
32676 Lügde, Großer Sitzungssaal, zusammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er ein-
getragen ist. 
 
Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren 
Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler 
erhält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel 
ausgehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Num-
mer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die 
Namen der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvor-
schläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbe-
zeichnung verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen außerdem des Kennworts und rechts von dem 
Namen jedes Bewerbers einen Kreis für die Kennzeich-
nung, 
 
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die 
Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der 
ersten fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und 
links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Erststimme in der Weise ab, 
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarz-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewer-
ber sie gelten soll, 
 
und seine Zweitstimme in der Weise, 
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll. 
 
 
 

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlzele des 
Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum ge-
kennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Wahlkreis in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 
dieses Wahlkreises oder 
 
b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Ge-
meindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahl-
briefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und 
dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass 
er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der 
Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgege-
ben werden. 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahl-
gesetzes). 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetz-
buches). 
 
Lügde. 02.09.2013 
 
Stadt Lügde 
 
 
Der Bürgermeister 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
402 Wahlbekanntmachung der Stadt Schieder-

Schwalenberg 
 
1. Am 22.September 2013 findet die Wahl zum  
 

18. Deutschen Bundestag 
 
statt. Die Wahl dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Gemeinde ist in 8  allgemeine Wahlbezirke einge-
teilt. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahl-berechtigten 
in der Zeit vom 19. August 2013 bis  
01. September 2013 übersandt worden sind, sind der 
Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der 
Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 15.00 Uhr in Schieder-Schwalenberg, Orts-
teil Schieder, Domäne 3, Rat- und Bürgerhaus, zusammen. 
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahl-raum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wähler-verzeichnis er ein-
getragen ist. 
 
Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichtigung und ihren 
Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen. 
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abge-geben 
werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler er-
hält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel aus-
gehändigt. 
 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweit-stimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Na-
men der Bewerber der zugelassenen Kreis-wahlvorschläge 
unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
außerdem des Kennworts und rechts von dem Namen je-
des Bewerbers einen Kreis für die Kennzeichnung, 
 
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Be-
zeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der ersten 
fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links 
von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Erststimme in der Weise ab,  

 
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarz-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Be-
werber sie gelten soll,  

 
 
 

 
und seine Zweitstimme in der Weise,  
 

dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blau-
druck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf 
andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Lan-
desliste sie gelten soll. 

 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahl-kabine 
des Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum 
gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass 
seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Fest-stellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-bezirk 
dieses Wahlkreises oder 
 
b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Ge-
meindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahl-
briefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (im ver-schlossenen Stimmzettelumschlag) 
und dem unter-schriebenen Wahlschein so rechtzeitig der 
auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, 
dass er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. Der Wahlbrief kann auch bei der ange-gebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahl-
gesetzes).  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 Strafgesetz-
buches). 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 16.08.2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Gemeinde Schlangen 
 
403 Ersatzbestimmung von Vertretern gem. § 45 

Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes (KwahlG) 
 
Das Ratsmitglied Andreas Buchheim (CDU) hat gegenüber 
dem Wahlleiter erklärt, dass er auf sein Ratsmandat mit 
Wirkung vom 22.07.2013 verzichtet. 
 
Ich stelle hiermit fest, dass der unter der lfd. Nr. 10 der Re-
serveliste der Christlich Demokratischen Partei Deutsch-
land aufgeführte Bewerber, Herr Marcus Püster, Knickweg 
20, 33189 Schlangen, in den Rat der Gemeinde Schlangen 
gewählt ist. 
 
Gem. § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes wird diese 
Entscheidung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gem. § 39 Abs. 1 in Verbindung mit § 45 Abs. 1 KwahlG 
kann gegen die Feststellung innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe bei mir, Kirchplatz 6, 33189 Schlangen, Ein-
spruch eingelegt werden. Der Einspruch ist schriftlich ein-
zureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Schlangen, den 20.08.2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister als Wahlleiter 
 
In Vertretung 
 
 
Frank Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
 
 
 
404 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl des Bürgermeisters der 
Gemeinde Schlangen am 09. März 2014 

 
Der Landrat des Kreises Lippe hat den Termin für die Wahl 
des Bürgermeisters der Gemeinde Schlangen gem. 
§ 14 Abs. 1 KWahlG i. d. F. der Bekanntmachung vom 
30. Juni 1998 (GV.NRW.S.454) zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 09. April 2013 (GV.NRW.S.194) auf den 09. März 
2014 festgesetzt und bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 75 b der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Neunte Verordnung zur Änderung der 
Kommunalwahlordnung vom 03. Juli 2009 (GV. NRW. S. 
372), fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvor-
schlägen für 
 
die Wahl des Bürgermeisters der Gemeinde Schlangen  
 
auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie §§ 46 b und 
46 d Abs. 1 und 2 KWahlG i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 1998 (GV.NRW.S.454) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 09. April 2013 (GV.NRW.S.194) und der §§ 
25, 26 und 31 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO weise 
ich hin. 
 
 

 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von Grup-
pen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von ein-
zelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern),  eingereicht 
werden. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union (Unionsbürger), die in Deutschland woh-
nen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deut-
sche wählbar. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Gemeinde Schlangen, 
Kirchplatz 6, 33189 Schlangen (Rathaus) Zimmer 09, wäh-
rend der Dienststunden kostenlos abgegeben werden. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen des Gesetzes in weiblicher und männlicher Form 
geführt. 
 
I. Vorschläge für die Wahl des Bürgermeisters 
 
1. Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 

11 d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthal-
ten: 

 
- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Par-

tei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht; andere Wahlvorschläge können auch durch 
ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familienname, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

 
2. Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung 
unterzeichnet sein (§ 15 Absatz 2 Satz 1 KWahlG). 
Bei anderen Wahlvorschlägen muss der Unterzeich-
ner des Wahlvorschlags im Wahlgebiet wählbar sein  
(§ 46 d Abs. 1 und 2 des KWahlG). Aus dem Wahl-
vorschlag sollen ferner Namen und Anschrift der Ver-
trauensperson und der stellvertretenden Vertrauens-
person hervorgehen. 

 
3. § 26 Abs. 3 KWahlO gilt sinngemäß. Die Unterstüt-

zungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14 c zur KWahlO zu erbringen; bei der 
Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung des 
Wahlvorschlagsträgers, bei Parteien und Wähler-
gruppen auch deren Kurzbezeichnung anzugeben. 

 
4. § 26 Abs. 4 Nr. 1 bis 4 KWahlO gilt mit der Maßgabe 

sinngemäß, dass die Zustimmungserklärung nach 
dem Muster der Anlage 12 c zur KWahlO abzugeben 
ist und der Bewerber darauf zu versichern hat, dass 
er für keine andere Wahl zum Bürgermeister oder 
Landrat kandidiert; die Erklärung kann auch auf dem 
Wahlvorschlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur 
KWahlO abgegeben werden. Für die Bescheinigung 
der Wählbarkeit durch die zuständige Gemeinde ist 
das Muster der Anlage 13 b zur KWahlO zu verwen-
den; die Bescheinigung kann auch auf dem Wahlvor-
schlag nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO 
abgegeben werden.  
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Die Niederschrift über die Versammlung der Partei 
oder Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers 
soll nach dem Muster der Anlage 9 c zur KWahlO, die 
Versicherung an Eides Statt nach dem Muster der An-
lage 10 c zur KWahlO abgegeben werden. 

 
5. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthal-

ten. Wer gemäß § 65 Abs. 5 Gemeindeordnung wähl-
bar ist, kann sich selbst vorschlagen; für einen sol-
chen Vorschlag gelten die Regelungen für Einzelbe-
werber entsprechend. § 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG 
findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die dort 
genannten Wahlvorschläge von mindestens dreimal 
soviel Wahlberechtigten, wie die Vertretung Mitglieder 
hat, persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
müssen. 

 
6. Für die Gemeinde Schlangen sind gemäß § 3 Abs. 2 

a KWahlG 26 Vertreter zu wählen. Der Wahlvorschlag 
für die Wahl des Bürgermeisters muss daher von 
mindestens 78 Wahlberechtigten unterzeichnet sein. 
Dies gilt nicht, wenn der bisherige Bürgermeister als 
Bewerber vorgeschlagen wird. 

 
7. Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum 

Bürgermeister oder Landrat in anderen Gemeinden 
und Kreises kandidieren. 

 
8. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass o.a. Be-

kanntmachung des Innenministers vom 29. August 
2003 (s. I. 3) auch für die Einreichung von Wahlvor-
schlägen von Parteien und Wählergruppen für die 
Wahl des Bürgermeisters gilt. 

 
II. Termin für die Einreichung der Wahlvorschläge 
 
 Die Wahlvorschläge für die Wahl  
  

sind bis spätestens  
 

20. Januar 2014, 18.00 Uhr, 
(Ausschlussfrist) 

 
beim Wahlleiter der Gemeinde Schlangen, Kirchplatz 
6, 33189 Schlangen (Rathaus), Zimmer 09, einzu-
reichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge so 
rechtzeitig einzureichen, dass mögliche Mängel, die 
die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch 
vorher beseitigt werden können. 
 

Schlangen, den 20. August 2013 
 
Der Wahlleiter für die Wahl  
des Bürgermeisters 
der Gemeinde Schlangen 
 
 
Rayczik 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 

 
405 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl der Vertretung der Ge-
meinde Schlangen (Wahl im Wahlbezirk und 
Wahl aus der Reserveliste) am 25.05.2014 

 
Gemäß § 24 der Kommunalwahlordnung -KWahlO- vom 
31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 967), zuletzt ge-
ändert durch die Neunte Verordnung zur Änderung der 
KWahlO vom 03. Juli 2009 (GV. NRW. S. 372), fordere ich 
hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl 
 
die Wahl  
- in den Wahlbezirken und 
- aus den Reservelisten 
 
auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie §§ 46 b und 
46 d Abs. 1 und 2 KWahlG i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 1998 (GV.NRW.S.454) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 09. April 2013 (GV.NRW.S.194) und der 
§§ 25, 26 und 31 sowie der §§ 75 a und 75 b KWahlO wei-
se ich hin. 
 
Nach § 49 Abs. 1 KWahlG werden die Funktionsbezeich-
nungen des Gesetzes in weiblicher und männlicher Form 
geführt. 
 
Insbesondere bitte ich zu beachten:  
 
1. Allgemeines 
 
1.1 Wahlvorschläge können von politischen Parteien im 

Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes (Partei-
en), von Gruppen von Wahlberechtigten (Wähler-
gruppen) und von einzelnen Wahlberechtigten (Ein-
zelbewerbern), von diesen allerdings keine Reser-
veliste, eingereicht werden.  

 
1.2 Als Bewerber einer Partei oder einer Wählergruppe 

kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, 
wer in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung 
im Wahlgebiet hierzu gewählt worden ist. Kommt 
eine derartige Versammlung nicht zustande, so 
kann die Partei oder Wählergruppe ihre Bewerber in 
einer Versammlung von Wahlberechtigten aufstellen 
lassen.   

 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Unionsbürger), die in Deutsch-
land wohnen, sind unter den gleichen Vorausset-
zungen wie Deutsche wählbar.  

 
Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterver-
sammlungen sind in geheimer Wahl zu wählen. 
Entsprechendes gilt für die Festlegung der Reihen-
folge der Bewerber auf der Reserveliste und für die 
Bestimmung eines Bewerbers als Ersatzbewerber 
für einen anderen Bewerber. Stimmberechtigt ist  
nur, wer am Tage des Zusammentritts der Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 

 
Als Vertreter für eine Vertreterversammlung kann 
nur gewählt werden, wer am Tage des Zusammen-
tritts der zur Wahl der Vertreter einberufenen Ver-
sammlung im Wahlgebiet wahlberechtigt ist. 
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 Die Vertreter für die Vertreterversammlung und die 

Bewerber sind innerhalb der letzten 15 Monate vor 
Ablauf der Wahlperiode, die Bewerber für die Wahl-
bezirke frühestens nach der öffentlichen Bekannt-
gabe der Einteilung des Wahlgebietes in Wahlbezir-
ke zu wählen.  

 
Die in der Satzung der Partei oder Wählergruppe 
hierfür vorgesehene Stelle kann gegen den Be-
schluss einer Mitglieder- oder Vertreterversamm-
lung Einspruch erheben. Auf einen solchen Ein-
spruch ist die Abstimmung zu wiederholen. Ihr Er-
gebnis ist endgültig. 
 
Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Ver-
treterversammlung, über die Einberufung und Be-
schlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung sowie über das Verfahren für die Wahl 
des Bewerbers regeln die Parteien und Wähler-
gruppen durch ihre Satzungen.  

 
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl 
der Bewerber mit Angaben über Ort und Zeit der 
Versammlung, Form der Einladung, Zahl der er-
schienenen Mitglieder, Vertreter oder Wahlberech-
tigten und Ergebnis der Abstimmung ist mit dem 
Wahlvorschlag einzureichen. Hierbei haben der Lei-
ter der Versammlung und zwei von diesem be-
stimmte Teilnehmer gegenüber dem Wahlleiter an 
Eides Statt  zu versichern, dass die Wahl der Be-
werber für die Vertretung in geheimer Abstimmung 
erfolgt ist. Hinsichtlich der Reservelisten hat sich die 
Versicherung an Eides statt auch darauf zu erstre-
cken, dass die Festlegung der Reihenfolge der Be-
werber und die Bestimmung der Ersatzbewerber in 
geheimer Abstimmung erfolgt sind. Die Beibrin-
gung einer Ausfertigung der Niederschrift und 
der Versicherung an Eides statt bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für das 
Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlages. 

 
1.3 Ist die Partei oder Wählergruppe in der im Zeitpunkt 

der Wahlausschreibung laufenden Wahlperiode 
nicht ununterbrochen in der zu wählenden Vertre-
tung, in der Vertretung des Kreises Lippe, im Land-
tag oder auf Grund eines Wahlvorschlages aus dem 
Land im Bundestag vertreten, so kann sie einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie nachweist, 
dass sie einen nach demokratischen Grundsätzen 
gewählten Vorstand, eine schriftliche Satzung und 
ein Programm hat. Dies gilt nicht für auf Landes-
ebene organisierte Parteien, die die Unterlagen ge-
mäß § 6 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 2, Abs. 4 des Par-
teiengesetzes bis zum Tage der Wahlausschrei-
bung ordnungsgemäß beim Bundeswahlleiter einge-
reicht haben.  

 
 Welche Parteien, die auf Landesebene organisiert 

sind, gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 KWahlG dem Bun-
deswahlleiter die Unterlagen eingereicht haben und 
wo und bis zu welchem Zeitpunkt Anträge auf  Be-
stätigung der ordnungsgemäßen Einreichung von 
Satzung und Programm von Parteien und Wähler-
gruppen eingereicht werden können, macht das In-
nenministerium nach dem Zeitpunkt der Wahlaus-
schreibung öffentlich bekannt.  

 
 

 
 Weist ein Bewerber bis zum Ablauf der Einrei-

chungsfrist nach, dass für ihn im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen eingetragen 
ist, ist anstelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) ei-
ne Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden; die An-
gabe eines Postfachs genügt nicht. 

 
2. Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk 
 
2.1 Der Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk soll nach 

dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO eingereicht 
werden. Er muss enthalten:   

 
- den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der 

Partei oder Wählergruppe, die den Wahlvor-
schlag einreicht; Wahlvorschläge von Einzelbe-
werbern können durch ein Kennwort gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) 
sowie Staatsangehörigkeit des Bewerbers; bei 
Beamten und Arbeitnehmern nach § 13 Abs. 1 
und 6  KWahlG sind auch der Dienstherr und die 
Beschäftigungsbehörde oder die Gesellschaft, 
Stiftung oder Anstalt, bei der sie angestellt sind, 
anzugeben.  

 
Der Wahlvorschlag soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauenspersonen enthalten.  

 
2.2 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe 

muss von der für das Wahlgebiet zuständigen Lei-
tung unterzeichnet sein (§ 15 Abs. 2 Satz 1 
KWahlG). Bei anderen Wahlvorschlägen muss min-
destens ein Unterzeichner seine Unterschrift auf 
dem Wahlvorschlag selbst leisten.  

 
2.3 Wahlvorschläge für einen Wahlbezirk der unter 1.3 

genannten Parteien und Wählergruppen müssen 
ferner von mindestens 5 Wahlberechtigten des 
Wahlbezirks, für den der Kandidat aufgestellt ist, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein; 
dies gilt auch für Wahlvorschläge von Einzelbewer-
bern. Die Wahlberechtigung ist nachzuweisen. Die 
ordnungsgemäße Unterzeichnung mit dem Nach-
weis der Wahlberechtigung der Unterzeichner bis 
zum Ablauf der Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für das Vorliegen eines gültigen Wahlvorschlags, es 
sei denn, der Nachweis kann infolge von Umstän-
den, die der Wahlvorschlagsberechtigte nicht zu 
vertreten hat, nicht rechtzeitig erbracht werden.  

 
2.4 Muss ein Wahlvorschlag für einen Wahlbezirk von 

mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeichnet sein, 
so sind die Unterschriften auf amtlichen Formblät-
tern nach Anlage 14a zur KWahlO zu erbringen.  

 
Nr. 2.4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass der 
Unterzeichner im Wahlbezirk wahlberechtigt ist. Die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch den Be-
werber ist zulässig.  

 
 
 
 



686 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
2.5 Dem Wahlvorschlag sind ferner beizufügen:  
 

- Die Zustimmungserklärung des Bewerbers nach 
dem Muster der Anlage 12a zur KWahlO; die 
Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
abgegeben werden. Die ordnungsgemäße Ab-
gabe der Zustimmungserklärung bis zum Ablauf 
der Einreichungsfrist ist Voraussetzung für die 
Abgabe eines gültigen Wahlvorschlags.  

 
- Eine Wählbarkeitsbescheinigung nach dem 

Muster der Anlage 13a zur KWahlO; die Be-
scheinigung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11a zur KWahlO 
erteilt werden.  

 
- Bei Wahlvorschlägen von Parteien oder Wähler-

gruppen eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Versammlung der Partei oder Wählergruppe 
zur Aufstellung der Bewerber mit den nach § 17 
Abs. 8 KWahlG vorgeschriebenen Versicherun-
gen an Eides statt; ihrer Beifügung bedarf es 
nicht, soweit  eine Ausfertigung der Niederschrift 
und der Versicherung an Eides Statt einem an-
deren Wahlvorschlag im Wahlgebiet beigefügt 
ist (s. auch 1.2 Abs. 8 dieser Bekanntmachung). 

 
- Sofern sich Beamte oder Arbeitnehmer nach 

§ 13 Abs. 1 oder 6 des KWahlG bewerben, eine 
Bescheinigung über ihr Dienst- oder Arbeitneh-
merverhältnis, falls der Wahlleiter dies zur Be-
hebung von Zweifeln für erforderlich hält.  

 
3. Wahlvorschläge für die Reserveliste 
 
3.1 Für die Reserveliste können nur Bewerber benannt 

werden, die für eine Partei oder Wählergruppe auf-
treten. Die Reserveliste muss von der für das Wahl-
gebiet zuständigen Leitung unterzeichnet sein.  

 
3.2 Die Reserveliste soll nach dem Muster der Anlage 

11b zur KWahlO eingereicht werden. Sie muss ent-
halten:  

 
- den Namen der Partei oder Wählergruppe, die 

die Reserveliste einreicht; 
 
- Familiennamen, Vornamen, Beruf, Geburtsda-

tum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsan-
gehörigkeit der Bewerber in erkennbarer Rei-
henfolge; bei Beamten und Arbeitnehmern nach 
§ 13 Abs. 1 und 6 KWahlG sind auch der 
Dienstherr und die Beschäftigungsbehörde oder 
die Gesellschaft, Stiftung oder Anstalt, bei der 
sie beschäftigt sind, anzugeben.  

 
Die Reserveliste soll ferner Namen und Anschrift 
der Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson enthalten.  
 
Auf der Reserveliste kann vorgesehen werden, dass 
ein Bewerber unbeschadet der Reihenfolge im übri-
gen, Ersatzbewerber für einen im Wahlbezirk oder 
für einen auf einer Reserveliste aufgestellten Be-
werber sein soll.  

 
 

 
3.3 Soll ein Bewerber auf der Reserveliste Ersatzbe-

werber für einen im Wahlbezirk oder für einen auf 
der Reserveliste aufgestellten anderen Bewerber 
sein (§ 16 Abs. 2 KWahlG), so muss die Reservelis-
te ferner enthalten:  

 
- den Familien- und Vornamen des zu ersetzen-

den Bewerbers; 
 
- den Wahlbezirk oder die laufende Nummer der 

Reserveliste, in dem oder unter der der zu er-
setzende Bewerber aufgestellt ist.  

 
3.4 Reservelisten der unter Nr. 1.3 genannten Parteien 

und Wählergruppen müssen außerdem von mindes-
tens 12 Wahlberechtigten persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein.  

 
3.5 Muss die Reserveliste von mindestens 12 Wahlbe-

rechtigten unterzeichnet sein, so sind die Unter-
schriften auf amtlichen Formblättern nach dem Mus-
ter der Anlage 14b zur KWahlO zu erbringen; bei 
Anforderung der Formblätter ist die Bezeichnung 
der Partei oder Wählergruppe anzugeben. Für die 
Unterzeichnung gilt Nr. 2.4 entsprechend. Die Zu-
stimmungserklärung der Bewerber ist auf der Re-
serveliste nach dem  Muster der Anlage 11b oder 
einzeln nach dem Muster der Anlage 12b zur 
KWahlO abzugeben. Einer Bescheinigung der 
Wählbarkeit bedarf es nicht, soweit Bewerber 
gleichzeitig für einen Wahlbezirk aufgestellt sind 
und die Bescheinigung dem Wahlbezirksvorschlag 
beigefügt ist.  

 
Die Wahlvorschläge für die Wahl der Vertretung der Ge-
meinde Schlangen sind gem.  § 15 Abs. 1 Satz 1 KWahlG 
bis 
  
spätestens 07. April 2014,  
 
dem Wahlleiter der Gemeinde Schlangen, -Wahlamt-, 
Kirchplatz 6, (Rathaus), 33189 Schlangen, einzureichen.  
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge frühzeitig 
vor diesem Termin einzureichen, damit etwaige Mängel, 
die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, vorher 
noch behoben werden können.  
 
Auf die Bekanntmachung über die Abgrenzung der Wahl-
bezirke wird hingewiesen.  
 
Schlangen, den 20. August 2013 
 
Der Wahlleiter 
für die Wahl der Vertretung 
der Gemeinde Schlangen 
 
 
Knorr  

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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406 Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 22. September 2013 

 
 findet die 

 
 Wahl zum 18. Bundestag 

 
 statt. 

 
 Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 
  
2. Die Gemeinde Schlangen ist in 14 Stimmbezirke ein-

geteilt. 
  
 In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberech-

tigten in der Zeit vom 
  

19. August bis 01. September 2013 
 

 übersandt worden sind, sind der Stimmbezirk und der 
Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte  
wählen kann. 

  
 Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Brief-

wahlergebnisses am 22.09.2013  um 15.00 Uhr im 
Rathaus der Gemeinde Schlangen, Kirchplatz 6, Raum 
3, zusammen. 
 

3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er 
eingetragen ist. 

  
 Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und 

ihren Personalausweis oder Reisepass zur Wahl 
mitzubringen. 

  
 Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgege-

ben werden.  
  
 Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wäh-

ler erhält bei Betreten des Wahlraumes einen Stimm-
zettel ausgehändigt. 

  
 Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweit-

stimme. 
  
 Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 

Nummer 
  
 a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerber der zugelassenen 
Kreiswahlvorschläge unter Angabe der Partei, 
sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch dieser, bei anderen Kreiswahlvorschlägen 
außerdem des Kennworts und rechts von dem 
Namen jedes Bewerbers einen Kreis für die 
Kennzeichnung. 

   
 b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck 

die Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine 
Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, und 
jeweils die Namen der ersten fünf Bewerber der 
zugelassenen Landeslisten und links von der  
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 

 
 

   
  Der Wähler gibt seine Erststimme in der Weise 

ab, 
   
  dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels 

(Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetz-
tes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig 
kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten 
soll, 

   
  und seine Zweitstimme in der Weise, 

 
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels 
(Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes 
Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich 
macht, welcher Landesliste sie gelten soll. 

 
 Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlzelle 

des Wahlraumes gekennzeichnet und in der Weise ge-
faltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkenn-
bar ist. 

  
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 

Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung 
des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. 
Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beein-
trächtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 

  
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 

Wahl im Wahlkreis, 
 

 in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
 a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-

bezirk dieses Wahlkreises 
   
  oder 
   
 b) durch Briefwahl 
   
         teilnehmen. 
  
 Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 

Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen 
amtlichen Wahlumschlag sowie einen amtlichen 
Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Wahlum-
schlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so 
rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag ange-
gebenenen Stelle zuleiten, das er dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann 
auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 

  
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur ein-

mal und nur persönlich ausüben (§ 14  Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 
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 Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb-

nis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 
107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

  
 Schlangen, den 22.08.2013 
  
 Gemeinde Schlangen 

Der Bürgermeister 
 
 

 Knorr 
Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Jobcenter Lippe 
 
407 Öffentliche Zustellung eines Erstattungsbe-

scheides mit Datum vom 22.08.2013 an Herrn 
Salih Dalkilic 

 
An Herrn Salih Dalkilic ist am 22.08.2013 unter dem Akten-
zeichen 6.240.2.20.02.0083.4 ein Erstattungsbescheid er-
lassen worden. 
 
Der Erstattungsbescheid kann nicht zugestellt werden, da 
Herr Dalkilic seit dem 01.02.2013 unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07.März 2006 wird daher die Verfügung durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Klage-
frist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich nicht 
möglich sind. 
 
Der Betroffene kann den Erstattungsbescheid beim Job-
center Lippe, Standort Blomberg, Wirtschaftliche Hilfen, 
Lehmbrink 13 in 32825 Blomberg, Zimmer 41 während der 
üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Blomberg, den 22.08.2013 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Düsterwald 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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Volkshochschule Lippe-West 
 
408 Jahresabschluss zum 31.12.2012 
 
Die Zweckverbandsversammlung der Volkshochschule 
Lippe-West hat am 06.06.2013 den Jahresabschluss zum 
31.12.2012 festgestellt und über die Verwendung des Jah-
resüberschusses wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresüberschuss von 28.296,35 € wird der allgemei-
nen Rücklage zugeführt.“ 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2012 wird ab dem 
15.10.2013 bis zur Feststellung des Jahresabschlusses für 
das Jahr 2013 in der Volkshochschule Lippe-West, Lange 
Str. 124, 32791 Lage im ersten Oberschoss, Raum 212, 
zur Einsichtnahme verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW (GPA) in Herne über die Prüfung des Jahresab-
schlusses lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Zweckverbandes Volkshochschule Lip-
pe-West. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft, Münster, bedient.  
Diese hat mit Datum vom 06.05.2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Zweck-
verbands Volkshochschule Lippe-West für das Haushalts-
jahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die 
Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht liegen in der Verantwortung des Verbandsvor-
stehers des Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 18 GkG, 
§106 GO NRW sowie nach §317 HGB unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprü-
fung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die 
sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir-
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der 
Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnis-
se über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Zweckverbands Volkshochschule 
Lippe-West sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen des Verbandsvorstehers des 
Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unse-
re Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands Volks-
hochschule Lippe-West. Der Lagebericht steht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Zweckverbands Volkshochschule Lippe-West und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.“ 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
Herne, den 15.08.2013 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
 
 
Matthias Middel 
 
Vorstehender Prüfvermerk wird hiermit gemäß § 3 (5) der 
Verordnung über die durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) bekannt gemacht. 
 
 
Gez. Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
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409 Gebührenordnung der Volkshochschule Lippe-

West 
 
§ 1 Gebührenpflicht 
 
Für die Teilnahme an Veranstaltungen der Volkshochschu-
le Lippe-West (VHS) werden, soweit diese nicht gebühren-
frei sind, privatrechtliche Gebühren erhoben. 
 
§ 2 Höhe der Gebühren 
 
Die Gebühr für die Teilnahme an Arbeitsgemeinschaften, 
Kursen, Seminaren und Lehrgängen beträgt pro Unter-
richtsstunde (UE) -45 Minuten- 2,50 €. 
 
Für die Teilnahme an Lehrgängen der berufsbezogenen 
Bildung (z. B. EDV-Techniken, berufssprachliche Lehrgän-
ge etc.) kann der VHS-Leiter/die VHS-Leiterin eine höhere 
Gebühr festsetzen, sofern dies zur Kostendeckung erfor-
derlich ist. 
 
Für Kurse im Bereich Gesundheit und Bewegung beträgt 
die Gebühr pro UE mindestens  2,50 €. 
 
Besichtigungen, Führungen, Exkursionen und Studienfahr-
ten werden kostendeckend (inkl. Verwaltungskostenanteil) 
berechnet. Die Mindestgebühr wird festgesetzt auf 
     3,00 €. 
 
Die Gebühr für Einzelveranstaltungen, sofern sie nicht der 
Zielgruppenarbeit zuzuordnen sind, beträgt mindestens
     3,10 €. 
 
In Einzelfällen im Bereich der freizeitorientierten Weiterbil-
dung, bei Angeboten von „Bildung auf Bestellung“ und bei 
Kursen für Teilnehmer/innen unter 16 Jahren wird die Teil-
nehmergebühr unter dem Gesichtspunkt der Kostende-
ckung (inkl. Verwaltungskostenanteil) kalkuliert. 
 
Die Gebühr für Veranstaltungen der politischen Bildung 
und der Zielgruppenarbeit (z. B. Frauen, Senio-
ren/Seniorinnen, Behinderte, Ausländer/innen) liegt unter 
dem Regelsatz lt. Ziffer 1. In Einzelfällen wird keine Gebühr 
erhoben. 
 
Nebenkosten für Unterrichtsmittel und sonstige Dienstleis-
tungen der VHS (z. B. Teilnahmebescheinigungen, Zertifi-
kate etc.) können von den Teilnehmern/Teilnehmerinnen 
nach den tatsächlichen Kosten im Umlageverfahren erho-
ben, bzw. gesondert in Rechnung gestellt werden. 
 
§ 3 Ermäßigung und Befreiung von Gebühren 
 
Bei Veranstaltungen der VHS wird eine Gebührenermäßi-
gung von 25 % für Schüler/innen und Studen-
ten/Studentinnen, Auszubildende, Wehrdienstleistende, 
Jugendliche und Erwachsene, die ein soziales Jahr oder 
Bundesfreiwilligendienst verrichten und Empfänger/innen 
von Arbeitslosengeld festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Eine darüber hinaus gehende Ermäßigung kann gegen 
Vorlage entsprechender Nachweise gewährt werden an 
Empfänger/innen von Leistungen nach dem SGB II (Ar-
beitslosengeld-II) sowie von Leistungen nach den Kapiteln 
3 und 4 SGB 12. 
 
Begleitpersonen von Behinderten wird kostenloser Zugang 
zu den Veranstaltungen der VHS gewährt, sofern in den 
Ausweisen der Behinderten auf Notwendigkeit der Beglei-
tung mit dem Kennzeichen * Begleitperson notwendig, 
B/BN* hingewiesen wird. 
 
Ausgenommen von Gebührenermäßigung bzw. -befreiung 
sind Kurse mit dem Vermerk „ohne Ermäßigung“, Kurse mit 
einer Einschreibgebühr, Exkursionen, Studienfahrten und -
reisen, Wochen- und Wochenendseminare und Nebenkos-
ten für Unterrichtsmittel. 
 
In begründeten Fällen, insbesondere bei Vorliegen sozialer 
Härten und im Bereich der Zielgruppenarbeit, ist eine völli-
ge Gebührenbefreiung durch den Leiter/die Leiterin der 
VHS möglich. 
 
§ 4 Fälligkeit 
 
Die Teilnehmergebühr wird mit der Anmeldung fällig und ist 
vor Veranstaltungsbeginn zu entrichten. Die Zahlung erfolgt 
in der Regel durch Bankeinzug. Die Gebühren für Vortrags- 
und Diskussionsveranstaltungen und organisatorisch ver-
gleichbare Einzelveranstaltungen sind unmittelbar vor der 
Veranstaltung zu bezahlen. 
 
Ist die für einen Kurs zu zahlende Teilnehmergebühr höher 
als 100,00 €, so kann die Gebühr auf Antrag in Raten ge-
zahlt werden. 
 
§ 5 Rückzahlung der Entgelte 
 
Kommen Veranstaltungen der VHS nicht zustande, werden 
die Zahlungen in voller Höhe erstattet. Bei geringem Unter-
richtsausfall werden die Gebühren anteilig auf Antrag er-
stattet.  
 
Meldet sich ein Teilnehmer/eine Teilnehmerin bis zu 7 Ka-
lendertagen vor Veranstaltungsbeginn in einer der Ge-
schäftsstellen ab, wird die Teilnahmegebühr in voller Höhe 
erstattet. Erfolgt die Abmeldung zu einem späteren Zeit-
punkt oder meldet sich ein/e Teilnehmer/in nicht ab, wird 
die Kursgebühr in voller Höhe fällig. Erfolgt die Abmeldung 
kurzfristig und kann der Platz durch einen anderen Teil-
nehmer oder eine andere Teilnehmerin neu besetzt wer-
den, wird eine Verwaltungsgebühr von 5,00 € erhoben. 
Beim Rücktritt von Wochenend-Exkursionen und Studien-
fahrten gelten die Stornobedingungen des beauftragten 
Reiseunternehmens bzw. Leistungsträgers. 
 
Kann der Teilnehmer/die Teilnehmerin an einer nach dem 
Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen anerkannten Veranstaltung nicht teilnehmen, 
weil er/sie von seinem/ihrem Arbeitgeber nicht freigestellt 
wird, wird der gezahlte Beitrag ohne Abzug erstattet, sofern 
die Ablehnung der Freistellung der VHS spätestens 14 Ka-
lendertage vor Beginn der Veranstaltung nachgewiesen 
wird. 
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§ 6 Offene Ganztagsgrundschule 
 
Im Rahmen der Trägerschaft für die Offene Ganztags-
grundschule werden seitens der VHS ab 
dem 01. August 2005 Elternbeiträge erhoben. 
 
Offene Ganztagsgrundschule (OGS)/“Schule von acht bis 
eins“ 
 
Die Höhe und Staffelung der Elternbeiträge werden jeweils 
im Dienstleistungsvertrag in § 4 Finanzierung zwischen der 
Gemeinde Leopoldshöhe und dem Zweckverband Volks-
hochschule Lippe-West geregelt. Die Beiträge sind 12 Mo-
nate im Jahr zu zahlen. Zusätzlich zum Elternbeitrag ist ein 
kostendeckendes Entgelt pro Monat und Kind für das Mit-
tagessen zu zahlen. 
 
„ 
 
§ 7 Inkrafttreten 
 
Diese Entgeltordnung tritt mit Wirkung vom 01.08.2013 an 
die Stelle der bisherigen. 
 
Lage, 01.08.2013 
 
 
Gez. 
Christian Liebrecht 
-Zweckverbandsvorsteher- 

Kr.Bl.Lippe 10.09.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


